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Faktenpapier - Windenergieanlagen im Umfeld von Störfall-Anlagen 

Ausgangslage 
Im Rahmen des Ausbaus der Windenergie ist zu erwarten, dass Windenergieanlagen (WEA) zukünftig auch 
in Industrie- und Gewerbegebieten angesiedelt werden. In diesen Gebieten, aber auch im Außenbereich 
(insbes. durch Biogasanlagen), können Betriebsbereiche (umgangssprachlich Störfall-Anlagen) vorhanden 
sein. Diese fallen aufgrund ihres Stoffinventars unter den Anwendungsbereich der Störfall-Verordnung 
(12. BImSchV). Dort ist festgelegt, dass bei den Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit dieser 
Betriebsbereiche auch umgebungsbedingte Gefahrenquellen zu berücksichtigen sind. Als entsprechende 
Gefahrenquellen werden z.B. Hochwasser, Erdbeben, Bergsenkung, Eingriffe Unbefugter, aber auch der 
nichtbestimmungsgemäße Betrieb benachbarter Anlagen betrachtet. WEA im Umfeld von Betriebs-
bereichen bedürfen daher einer gesonderten Betrachtung. So sollen durch den Zubau einer WEA 
umgebungsbedingte Gefahren für einen Betriebsbereich nicht erhöht werden. 

Zuständigkeiten 
Kleinere WEA bis 50 m Höhe werden mittels Baugenehmigung zugelassen. Ab einer Höhe von über 50 m 
werden WEA nach Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigt. Zuständig für die Genehmigung sind in der 
Regel die Unteren Immissionsschutzbehörden (Kreise und kreisfreie Städte). Die Genehmigungsbehörden 
können über entsprechende Geoinformationssysteme ermitteln, ob und wo Betriebsbereiche vorhanden 
sind.  
Sind Betriebsbereiche rund um die geplanten WEA-Standorte in einem geringeren Abstand als der 
3-fachen Nabenhöhe vorhanden, ist die für den Vollzug der Störfallverordnung zuständige Bezirks-
regierung über die Dezernate 52 oder 53 einzubeziehen, um die Relevanz der WEA als umgebungs-
bedingte Gefahrenquelle für vorhandene Betriebsbereiche zu überprüfen. 

Umgebungsbedingte Gefahrenquelle 
WEA können bei bestimmten Witterungsbedingungen oder im Havariefall eine umgebungsbedingte 
Gefahrenquelle für einen Betriebsbereich (vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 2 der 12. BImSchV) darstellen, beispielsweise 
durch: 

 Eiswurf bei winterlichen Witterungsbedingungen, 
 Trümmerwurf bei Rotorblattbruch, Gondelabwurf oder Turmversagen oder 
 Funkenflug bei einem Gondel- oder Rotorblattbrand. 

Standortwahl und Abstand 
Bei der Standortwahl für eine WEA kann eine Konstellation entstehen, bei der die WEA eine umgebungs-
bedingte Gefahrenquelle für den Betriebsbereich darstellt, z. B. wenn die WEA in der Nähe zum 
Betriebsbereich oder sogar innerhalb des Betriebsbereiches und damit in unmittelbarer Nähe 
sicherheitsrelevanter Anlagenteile1 errichtet werden soll. Eine ausreichende Entfernung der WEA zum 
Betriebsbereich entsprechend der technischen Regel für Anlagensicherheit TRAS 120 und/oder 
zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen an der WEA können hierbei erforderlich sein. In diesem 

 
1 Sicherheitsrelevantes Anlagenteil: Anlagenteil, von deren Auslegung, Beschaffenheit und Funktionsweise in besonderer Weise die 

Sicherheit der Anlage und die Begrenzung der Störfallauswirkungen abhängen und bei deren Versagen ein Störfall nicht ausgeschlossen 
werden kann. 
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Zusammenhang ist eine frühzeitige und offene Kommunikation mit der zuständigen Bezirksregierung über 
geplante WEA-Vorhaben zu empfehlen. 

 Abstand der WEA zum Betriebsbereich ist größer als 3x Nabenhöhe WEA  
Beträgt der Abstand der WEA zum Betriebsbereich und damit auch zu den sicherheitsrelevanten 
Anlagenteilen eines Betriebsbereiches mehr als das 3-fache der Nabenhöhe, ist der Standort 
hinsichtlich der Störfall-Verordnung geeignet. 

 Abstand der WEA zum Betriebsbereich ist kleiner als 3x Nabenhöhe WEA und Abstand der WEA zu 
den sicherheitsrelevanten Anlagenteilen des Betriebsbereiches ist größer als Gesamthöhe WEA   
Für die Realisierung eines geringeren Abstandes zum Betriebsbereich und dessen sicherheits-
relevanten Anlagenteilen bis hin zu einem Abstand entsprechend der Gesamthöhe der WEA sind unter 
Beachtung der örtlichen Gegebenheiten zusätzliche Sicherheitseinrichtungen gegen Trümmerwurf, 
Funkenflug oder Eiswurf zu ergreifen. Die für den Vollzug der Störfall-Verordnung zuständige 
Bezirksregierung ist zu beteiligen. 

 Abstand der WEA zu den sicherheitsrelevanten Anlagenteilen des Betriebsbereiches ist kleiner als 
Gesamthöhe WEA  
Unterschreitet der Abstand zu den sicherheitsrelevanten Anlagenteilen die Gesamthöhe der WEA, 
muss die WEA darüber hinaus erhöhte Anforderungen an die Standsicherheit entsprechend der 
technischen Regel für Anlagensicherheit TRAS 320 erfüllen. Ebenso ist sicherzustellen, dass selbst beim 
Umsturz der gesamten WEA der Funktionserhalt der störfallverhindernden sowie -begrenzenden 
Maßnahmen des Betriebsbereiches sichergestellt ist. 

Bei der Prüfung, ob ein geplanter Standort für eine WEA in Bezug auf die Nähe zu einem Betriebsbereich 
geeignet ist, kann das untenstehende Schaubild verwendet werden. 

Maßnahmen 
Zusätzliche Maßnahmen, mit denen sich die Anlage bei unzulässigen Betriebszuständen abschaltet, sollen 
für die WEA die Sicherheit erhöhen, so dass in diesen Fällen eine Gefährdung des Betriebsbereiches durch 
die WEA erst gar nicht entsteht. Im Wesentlichen beziehen sich diese Maßnahmen auf die Qualität der 
Abschaltsysteme, die redundant oder divers aufgebaut werden sollen, sowie regelmäßige Funktions- und 
Materialprüfungen. Auch Maßnahmen zur Brandfrüherkennung und Brandbekämpfung (z. B. eine 
automatische Feuerlöschanlage in der Gondel) können u. U. relevant sein. Die für die WEA zuständige 
Genehmigungsbehörde kann anordnen, dass die vom Betreiber benannten Maßnahmen durch gemäß 
§ 29b BImSchG bekanntgegebene Sachverständige mit zusätzlichen Fachkenntnissen zu Windenergie-
anlagen (z. B. eine Anerkennung durch den Bundesverband Windenergie e. V. (BWE)) in einem 
Sachverständigengutachten geprüft und bestätigt werden sollen. Die für Betriebsbereiche zuständige 
Bezirksregierung wird in die Plausibilitätsprüfung der geplanten Maßnahmen involviert, weil im Einzelfall 
aus den Anforderungen der Störfall-Verordnung weitere Maßnahmen an der WEA als erforderlich 
erachtet werden können. 

Aufgrund der deterministischen Vorgehensweise bei der Ermittlung der erforderlichen Schutzmaß-
nahmen gegen Störfälle in Betriebsbereichen ist ein auf Wahrscheinlichkeiten basierendes Gutachten zur 
Bewertung möglicher Schadensereignisse an der WEA ungeeignet. 
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Schaubild Standortwahl 
 

 
 


